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Vor dem Hintergrund nicht eingelöster Versprechen der rot/grünen Bun-
desregierung zum Bundesausbildungsförderungsgesetz (BAföG) und der
verhängnisvollen Neuregelung des sog. „630-Mark-Gesetzes“ verschlech-
tert sich die Situation von Studierenden, besonders aus einkommensschwa-
chen Elternhäusern, weiter. Zugleich spitzt sich die Personalsituation in den
Hochschulen weiter zu, da die Kosten für studentische Hilfskräfte sprung-
haft ansteigen. Künftig werden die Hochschulen weniger studentische Hilfs-
kräfte anstellen, was u. a. zu einer Reduzierung von Tutorien und Öff-
nungszeiten der Bibliotheken führt.

Wir fragen die Bundesregierung:
1. Welche Auswirkungen haben die Neuregelungen der geringfügigen Be-

schäftigungsverhältnisse, insbesondere die Zahlung höherer Versiche-
rungsbeiträge durch die Hochschulen, für studentische Hilfskräfte?

2. Führt die Neuregelung der geringfügigen Beschäftigungsverhältnisse
nicht zu einer Doppelzahlung von Beiträgen zur gesetzlichen Kranken-
versicherung, da die Studierenden schon in der studentischen Kranken-
versicherung versichert sind?

3. Wird sich die Zahl der Stellen für studentische Hilfskräfte durch die Neu-
regelung reduzieren?

4. Um wieviel Prozent erhöhen sich die Personalkosten der Hochschulen
durch die Neuregelung der geringfügigen Beschäftigungsverhältnisse?

5. Hat die Erhöhung der Personalkosten Auswirkungen auf die Einstellung
studentischer Hilfskräfte?

6. Wie hoch ist der Anteil studentischer Hilfskräfte am Gesamtpersonal-
bestand der Hochschulen?



7. Ist zu erwarten, daß durch die Reduzierung der Zahl studentischer Hilfs-
kräfte bestimmte Leistungen der Universitäten eingeschränkt werden
müssen (z. B. Tutorien und Öffnungszeiten von Bibliotheken)?

8. Führt ein eingeschränktes Dienstleistungsangebot der Hochschulen
nicht zu Verschlechterungen der Studiensituation für alle Studenten?

9. Ist es der Bundesregierung bekannt, daß ein großer Teil der Studieren-
den, zur Finanzierung ihres Lebensunterhalts, neben dem Studium er-
werbstätig ist?

10. Welche Auswirkungen hat diese Erwerbstätigkeit auf ein zielgerichtetes
Studium in der Regelstudienzeit?

Bonn, den 29. Juni 1999
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